
 

  

S 3 AL 1075/96

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 3
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 3 AL 1075/96
Datum 22.04.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 AL 91/99
Datum 04.04.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom 22. April 1999 wird
zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der am â�¦1968 geborene KlÃ¤ger, mosambikanischer StaatangehÃ¶riger kam im
Dezember 1987 als so genannter Kontraktarbeiter in die damalige DDR. Die nach
entsprechender Ausbildung aufgenommene BeschÃ¤ftigung als Drucker, zuletzt bei
der D â�¦ Druck- und Verlagshaus GmbH und Co. KG wurde mit Wirkung zum
05.12.1991 beendet.

Auf einen bereits am 15.08.1991 gestellten Antrag bewilligte ihm die Beklagte mit
Bescheid der Zentralstelle fÃ¼r Arbeitsvermittlung in F â�¦ (ZAV) vom 25.11.1991
FÃ¶rderungsleistungen aus Mitteln des Bundesministers fÃ¼r wirtschaftliche
Zusammenarbeit fÃ¼r eine zwischen Ende November/Anfang Dezember 1991 und
Juli 1992 durchgefÃ¼hrte berufliche BildungsmaÃ�nahme (KaufmÃ¤nnische
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Fortbildung fÃ¼r ExistenzgrÃ¼nder). Die LeistungsgewÃ¤hrung umfasste die
Bewilligung von TeilnehmergebÃ¼hren fÃ¼r den Besuch der MaÃ�nahme i. H. v.
21.600,00 DM, ein Stipendium fÃ¼r die Inlandsphase vom 01.12.1991 bis
31.07.1992 i. H. v. 600,00 DM monatlich, Reisekostenerstattung, die Beitragskosten
einer Kranken- und Unfallversicherung sowie einer Haftpflichtversicherung. In einer
vom KlÃ¤ger am 18.11.1991 im Zusammenhang mit der Leistungsbeantragung
unterzeichneten "TeilnehmererklÃ¤rung" bestÃ¤tigte der KlÃ¤ger u. a., Ã¼ber die
Zielsetzung des Programmes und Ã¼ber die Voraussetzungen fÃ¼r die finanziellen
Leistungen informiert worden zu sein, und verpflichtete sich, vorbehaltlich einer
ausdrÃ¼cklichen abweichenden schriftlichen Vereinbarung, innerhalb von 12
Monaten nach Beendigung der MaÃ�nahme in sein Heimatland oder ein anderes
Entwicklungsland auf Dauer zurÃ¼ckzukehren und dort seinen Wohnsitz
aufzunehmen bzw. fÃ¼r den Fall einer nicht dauerhaften RÃ¼ckkehr die
gewÃ¤hrten Leistungen zurÃ¼ckzuzahlen. Der Bewilligungsbescheid der Beklagten
enthielt den Hinweis, dass die LeistungsgewÃ¤hrung unter der Bedingung erfolge,
dass der EmpfÃ¤nger innerhalb von 12 Monaten nach Beendigung der Fortbildung
in sein Heimatland oder ein anderes Entwicklungsland zurÃ¼ckkehre, um dort einen
Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung zu leisten. Die dem Bescheid als Anlage
beigefÃ¼gten Nebenbestimmungen seien Bestandteil der
Bewilligungsentscheidung.

Nach AbschluÃ� der gefÃ¶rderten BildungsmaÃ�nahme suchte der KlÃ¤ger â��
nach seinem Vorbringen im Klageverfahren â�� "im Herbst 1992", nach spÃ¤teren
Angaben auch in den Jahren 1994 bis 1997 mehrfach kurzzeitig sein Heimatland
auf, um die MÃ¶glichkeit einer ExistenzgrÃ¼ndung dort zu prÃ¼fen. Eine Ausreise
mit Aufgabe seines Wohnsitzes oder Beendigung seines stÃ¤ndigen Aufenthalts in
der Bundesrepublik Deutschland erfolgte nicht. Die am 02.10.1992 geschlossene
Ehe mit einer deutschen StaatsangehÃ¶rigen wurde im Jahre 1998 geschieden,
nachdem es bereits Ende 1995 zu einer Trennung gekommen war. Seither lebt der
KlÃ¤ger â�� nach eigenen Angaben â�� mit einer mosambikanischen
StaatsangehÃ¶rigen zusammen.

Nach Feststellung des weiteren Aufenthalts des KlÃ¤gers in der Bundesrepublik
Deutschland fÃ¼hrte die Beklagte mit zwei Schreiben vom 05.11.1993 und
24.11.1993 ein AnhÃ¶rungsverfahren zu der von ihr beabsichtigten
RÃ¼ckforderung der bewilligten FÃ¶rderungsleistungen durch. In diesen Schreiben
wies sie den KlÃ¤ger darauf hin, er sei entgegen der Zielstetzung der gewÃ¤hrten
ReintegrationsfÃ¶rderung nicht innerhalb der gesetzten Frist von 12 Monaten (nach
Beendigung der MaÃ�nahme) in sein Heimatland zurÃ¼ckgekehrt. Deshalb
stÃ¼nden die ausgezahlten Leistungen zur RÃ¼ckzahlung an. Das an die im Antrag
angegebene, inzwischen nicht mehr zutreffende Anschrift des KlÃ¤gers gerichtete
Schreiben vom 05.11.1993 konnte dem KlÃ¤ger nicht zugestellt werden. Eine
Ã�uÃ�erung des KlÃ¤gers auf das weitere Schreiben vom 24.11.1993 erfolgte
zunÃ¤chst nicht.

Mit Bescheid vom 18.03.1994 erlieÃ� die Beklagte daraufhin einen Aufhebungs- und
Erstattungsbescheid, mit welchem sie den Bewilligungsbescheid vom 21.11.1991
gestÃ¼tzt auf Â§ 151 Abs. 1 des ArbeitsfÃ¶rderungsgesetzes (AFG) und Â§ 50 Abs.
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1 Sozialgesetzbuch â�� Verwaltungsverfahren â�� (SGB X) widerrief und vom
KlÃ¤ger die Erstattung von Leistungen in GesamthÃ¶he von 27.659,04 DM forderte.
Der mit der GewÃ¤hrung der FÃ¶rderung verfolgte Zweck sei nicht erreicht worden,
da der KlÃ¤ger die ihm im Bewilligungsbescheid gemachte Auflage, innerhalb einer
Frist von 12 Monaten nach Beendigung der MaÃ�nahme in sein Heimatland oder ein
anderes Entwicklungsland zurÃ¼ckzukehren, nicht erfÃ¼llt habe. Zu einer solchen
RÃ¼ckkehr habe sich der KlÃ¤ger jedoch am 18.11.1991 rechtsverbindlich
verpflichtet.

In einem Schreiben vom 29.03.1994 trug der KlÃ¤ger zur BegrÃ¼ndung seines
weiteren Verbleibs in Deutschland daraufhin vor, er habe bei einer Erkundung der
wirtschaftlichen Lage seines Landes nach Beendigung der FortbildungsmaÃ�nahme
festgestellt, dass nur mit den dabei erlangten Kenntnissen und ohne finanzielle und
materielle UnterstÃ¼tzung keine Grundlage fÃ¼r den Aufbau eines eigenen
Unternehmens gegeben sei. Seine PlÃ¤ne bezÃ¼glich der RÃ¼ckkehr in sein
Heimatland seien auch durch die Heirat mit einer deutschen StaatsangehÃ¶rigen im
Oktober 1992, mit der er in seinem Heimatland keine tieferen Beziehungen habe
eingehen kÃ¶nnen, beeinflusst worden. Daraufhin fÃ¼hrte die Beklagte eine interne
Ã�berprÃ¼fung ihrer Entscheidung gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB X durch. Mit Bescheid vom
09.06.1994 lehnte sie eine Ã�nderung ihres Bescheides vom 18.03.1994 jedoch ab.
Auch unter Einbeziehung der AusfÃ¼hrungen im Schreiben vom 28.03.1994 kÃ¶nne
keine andere Entscheidung getroffen werden, so dass es bei der Verpflichtung des
KlÃ¤gers zur RÃ¼ckzahlung der Leistungen verbleibe. Sollte er nicht in der Lage
sein, den Betrag in einer Summe zurÃ¼ckzuzahlen, kÃ¶nne er Antrag auf
Ratenzahlung stellen.

Den gegen diesen Bescheid am 22.06.1994 eingelegten Widerspruch, zu dessen
BegrÃ¼ndung der KlÃ¤ger im Wesentlichen erneut auf die bereits im Schreiben
vom 28.03.1994 mitgeteilten persÃ¶nlichen VerhÃ¤ltnisse hinwies, wies die
Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 01.07.1996 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.
Mit dem Ã¼berprÃ¼ften Bescheid vom 18.03.1994 sei die vorausgegangene
Leistungsbewilligung zu Recht wegen Verfehlung des FÃ¶rderungszwecks
widerrufen worden. Die RÃ¼ckzahlungsverpflichtung des KlÃ¤gers werde bereits
durch seine NichtrÃ¼ckkehr in das Heimatland bzw. ein anderes Entwicklungsland
ausgelÃ¶st. Die von ihm vorgetragenen persÃ¶nlichen GrÃ¼nde bzw. der Gedanke
eines VertretenmÃ¼ssens der unterbliebenen RÃ¼ckkehr spielten grundsÃ¤tzlich
keine Rolle. Die vom KlÃ¤ger angegebene ca. 4-wÃ¶chige RÃ¼ckkehr in das
Heimatland reiche nicht aus, um die im Bewilligungsbescheid enthaltene Auflage zu
erfÃ¼llen. Auch im Rahmen der AusÃ¼bung des ihr eingerÃ¤umten Ermessens
komme sie zu keinem anderen Ergebnis. Die vom KlÃ¤ger vorgetragenen
familiÃ¤ren GrÃ¼nde fÃ¼hrten nicht dazu, von einer Erstattung abzusehen. Die
Beklagte sei auch durch den Schutz von Ehe und Familie in Artikel 6 Abs. 1 des
Grundgesetzes (GG) nicht gehalten, von der LeistungsrÃ¼ckforderung abzusehen.
Der KlÃ¤ger habe nicht erwarten kÃ¶nnen, durch die EheschlieÃ�ung von seiner bei
der Leistungsbeantragung und Bewilligung eingegangenen Pflicht zur RÃ¼ckkehr
bzw. zur Verpflichtung der Erstattung der LeistungsfÃ¶rderung bei NichterfÃ¼llung
dieser Pflicht freigestellt zu werden. Der verfassungsrechtliche Schutz von Ehe und
Familie umfasse nicht jede Rechtsfolge, die sich (lediglich) mittelbar negativ auf die
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Ehe und Familie auswirken kÃ¶nne. Die Widerspruchsentscheidung wurde dem
KlÃ¤ger, ausweislich der Postzustellungsurkunde, am 04.07.1996 an die der
Beklagten bekannte Anschrift durch Niederlegung unter Hinterlassung einer
Nachricht zugestellt. Am 08.10.1996 gelangte das Schreiben mit dem
Widerspruchsbescheid an die Beklagte mit dem Vermerk die Sendung sei vom
KlÃ¤ger nicht abgefordert worden, zurÃ¼ck. Am 21.10.1996 veranlasste die
Beklagte daraufhin eine nochmalige Zustellung des Widerspruchsbescheids an eine
neue Anschrift des KlÃ¤gers. Ein bei der Beklagten am 24.10.1996 eingegangenes
Schreiben des ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers vom 22.10.1996, in welchem
"Rechtsmittel" gegen den Widerspruchsbescheid vom 01.07.1996 eingelegt und
gleichzeitig Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gestellt wurde,
leitete die Beklagte nach RÃ¼ckfrage und entsprechender ZustimmungserklÃ¤rung
seitens des KlÃ¤gers dem Sozialgericht Dresden (SG) als Klage zu. In der
KlagebegrÃ¼ndung vom 03.12.1997 hat der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers
zur Frage der Fristwahrung vorgetragen, der KlÃ¤ger habe im Zeitpunkt der
Niederlegung des Widerspruchsbescheides am 04.07.1996 bereits eine neue
Anschrift gehabt. Deshalb sei zu Unrecht davon ausgegangen worden, die
Zustellung kÃ¶nne durch Benachrichtigung der getrennt lebenden Ehefrau und
Niederlegung des SchriftstÃ¼cks bei dem nach Meinung der Beklagten
zustÃ¤ndigen Zustellpostamt bewirkt werden. In der Sache hat der
ProzessbevollmÃ¤chtigte geltend gemacht, die Beklagte gehe zu Unrecht davon
aus, dass der KlÃ¤ger in einer ihm zuzurechnenden Weise nicht in sein Heimatland
oder ein anderes Entwicklungsland zurÃ¼ckgekehrt sei. Vielmehr sei er im Herbst
1992 zur PrÃ¼fung der MÃ¶glichkeit einer ExistenzgrÃ¼ndung in sein Heimatland
ausgereist, wobei sich aber herausgestellt habe, dass eine RÃ¼ckkehr nur bei
weiterer finanzieller UnterstÃ¼tzung fÃ¼r die ExistenzgrÃ¼ndung sinnvoll sei. Eine
solche sei ihm aber entgegen den bei der Antragstellung genannten Bedingungen
nicht gegeben worden. Im Ã�brigen sei die Bedingung fÃ¼r die RÃ¼ckforderung
der Leistungen in den dem KlÃ¤ger zur VerfÃ¼gung gestellten Unterlagen nicht mit
ausreichender Klarheit formuliert worden. Insbesondere sei ihm der Eindruck
vermittelt worden, er erhalte durch die MaÃ�nahme eine reelle Chance, im
Heimatland eine Arbeit zu finden oder eine Existenz zu grÃ¼nden. Die ihm
gewÃ¤hrte, bloÃ�e berufliche Weiterbildung in der Bundesrepublik Deutschland
reiche aber fÃ¼r eine Reintegration nicht aus. Nach den mit der
LeistungsgewÃ¤hrung verknÃ¼pften Bedingungen sei er lediglich zur RÃ¼ckkehr
verpflichtet gewesen, um (in seinem Heimtland) einen Beitrag zur wirtschaftlichen
Entwicklung zu leisten. Daher habe er davon ausgehen dÃ¼rfen, nur dann zur
RÃ¼ckzahlung verpflichtet zu sein, wenn er sich nicht in hinreichender Form um
seine RÃ¼ckkehr bemÃ¼hen wÃ¼rde. Gerade das habe er aber getan. Im Ã�brigen
sei der KlÃ¤ger auch im Hinblick auf seine EheschlieÃ�ung in die Bundesrepublik
Deutschland zurÃ¼ckgekehrt in dem Glauben, hier seine Ehefrau versorgen zu
mÃ¼ssen. Insgesamt habe die Beklagte deshalb nicht ausreichend Ã¼berprÃ¼ft
und in ihre Ermessensentscheidung einbezogen, ob es fÃ¼r den weiteren Verbleib
des KlÃ¤gers in Deutschland anerkennenswerte GrÃ¼nde gegeben habe bzw. gebe.
Zur StÃ¼tzung seines Vorbringens hat der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers
Belege Ã¼ber Reisen des KlÃ¤gers in sein Heimatland in den Jahren 1992, 1994 und
1997 eingereicht. Das SG hat nach Ã�berprÃ¼fung des Inhalts und der Grundlagen
der dem KlÃ¤ger bewilligten BildungsmaÃ�nahme AuskÃ¼nfte des
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MaÃ�nahmetrÃ¤gers sowie der Beklagten eingeholt und diese zur Stellungnahme zu
den rechtlichen Grundlagen der angefochtenen Entscheidungen aufgefordert.

Im Verhandlungstermin am 26.09.1996 hat das SG zur Frage der Klagefristwahrung
sowie zur KlÃ¤rung der persÃ¶nlichen und familiÃ¤ren VerhÃ¤ltnisse des KlÃ¤gers
in der Zeit nach Abschluss der BildungsmaÃ�nahme den KlÃ¤ger selbst angehÃ¶rt
und seine â�� damalige â�� Ehefrau uneidlich als Zeugin vernommen. Diese hat
hierzu angegeben, der KlÃ¤ger habe sich seit Dezember 1995 nicht mehr
regelmÃ¤Ã�ig in der gemeinsamen Wohnung aufgehalten und im Juli/August 1996
seine persÃ¶nlichen Sachen und MÃ¶bel aus der Wohnung abgeholt. Eine
Benachrichtigung des Postzustellers Ã¼ber die Zustellung des
Widerspruchsbescheides an den KlÃ¤ger habe sie im fraglichen Zeitpunkt nicht in
ihrem Briefkasten vorgefunden.

Nach Einholung von EinwilligungserklÃ¤rungen der Beteiligten hat das SG die Klage
mit Urteil vom 22.04.1999 (ohne mÃ¼ndliche Verhandlung) als unbegrÃ¼ndet
abgewiesen. Da nach dem Ergebnis seiner Ermittlungen die Zustellung des
Widerspruchsbescheides durch Niederlegung bei dem fÃ¼r die frÃ¼here, jedoch im
Zeitpunkt der Zustellung nicht mehr gÃ¼ltige Anschrift des KlÃ¤gers zustÃ¤ndigen
Postamt nicht wirksam gewesen sei, sei die Klage fristgerecht erhoben worden und
somit zulÃ¤ssig. Die Beklagte habe mit den angegriffenen Bescheiden aber in der
Sache zu Recht eine Ã�berprÃ¼fung des Aufhebungs- und Erstattungsbescheides
vom 18.03.1994 zu Gunsten des KlÃ¤gers abgelehnt. Dieser Bescheid sei nicht
rechtswidrig gewesen. Diese Entscheidung lasse sich zwar nicht auf einen Widerruf
gem. Â§ 47 Abs. 2 Satz 1 SGB X stÃ¼tzen, weil eine Zweckverfehlung der
LeistungsgewÃ¤hrung im Sinne dieser Vorschrift nicht vorliege. Der KlÃ¤ger habe
die empfangene Leistung nicht entgegen der Zwecksetzung verwendet. Jedoch sei
ein Widerruf der LeistungsgewÃ¤hrung wegen NichterfÃ¼llung einer Auflage gem. 
Â§ 47 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 SGB X gerechtfertigt. Der Bewilligungsbescheid vom
22.11.1991 sei zulÃ¤ssigerweise mit einer Auflage verbunden gewesen, welche der
KlÃ¤ger nicht erfÃ¼llt habe. Auf einen Vertrauensschutz i. S. v. Â§ 47 Abs. 2 Satz 2
SGB X kÃ¶nne sich der KlÃ¤ger bei dem gegebenen Sachverhalt nicht berufen.
Durch die Entscheidung der Beklagten sei er insbesondere nicht gezwungen, ohne
seine Ehefrau in sein Heimatland zurÃ¼ckzukehren, vielmehr stehe es ihm frei, in
der Bundesrepublik Deutschland zu verbleiben, dies allerdings mit der Folge, die
erhaltenen Leistungen an die Beklagte zurÃ¼ckzuerstatten. Die Beklagte habe bei
ihrer Entscheidung auch das ihr eingerÃ¤umte Ermessen fehlerfrei ausgeÃ¼bt und
die hierfÃ¼r maÃ�geblichen GrÃ¼nde angegeben.

Gegen das dem ProzessbevollmÃ¤chtigten am 04.06.1999 zugestellte Urteil richtet
sich die von diesem am Montag, den 05.07.1999 beim Sozialgericht Dresden
eingereichte und am 08.07.1999 beim SÃ¤chsischen Landessozialgericht
eingegangene Berufung. Zur BegrÃ¼ndung hat der KlÃ¤ger im Wesentlichen
nochmals auf seine â�� erfolglosen â�� BemÃ¼hungen hingewiesen, nach
Abschluss der BildungsmaÃ�nahme in seinem Heimatland eine eigene Existenz
aufzubauen. Der Senat hat den KlÃ¤ger hierzu sowie zur Entwicklung seiner
beruflichen und persÃ¶nlichen VerhÃ¤ltnisse in der Bundesrepublik Deutschland
seit 1992 im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung ergÃ¤nzend befragt und mit
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den Beteiligten die Entwicklung der politischen und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse
im Heimatland des KlÃ¤gers erÃ¶rtert.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom 22.04.1999 sowie den Bescheid vom
18.03.1994 in Gestalt des Bescheides vom 09.06.1994 und des
Widerspruchsbescheides vom 01.07.1996 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hat sich dem angefochtenen Urteil des Sozialgerichts angeschlossen und
ergÃ¤nzend unter Hinweis auf ein Auskunftsschreiben der fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung
der FortbildungsmaÃ�nahmen zustÃ¤ndigen Arbeitsgruppe Entwicklung und
FachkrÃ¤fte GmbH vom 04.02.2000 vorgetragen, durch die von dieser Stelle
vorgelegten Zahlen sei bewiesen, dass abgesehen von dem Fall des Kurses VI (an
welchem der KlÃ¤ger teilgenommen hatte) nahezu alle Teilnehmer dieser
FortbildungsmaÃ�nahme anschlieÃ�end in ihr Heimatland zurÃ¼ckgekehrt seien.
Daraus ergebe sich, die (grundsÃ¤tzliche) Geeignetheit der angebotenen
Fortbildung.

Zur ErgÃ¤nzung wird auf den Inhalt der zum Verfahren beigezogenen
FÃ¶rderungsakte der Beklagten sowie die Verfahrensunterlagen aus beiden
RechtszÃ¼gen Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die durch Â§Â§ 143, 144 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) nicht ausgeschlossene
und somit statthafte Berufung ist fristgemÃ¤Ã� eingelegt worden und auch im
Ã�brigen zulÃ¤ssig. In der Sache die Klage gegen die streitbefangenen Bescheide
der Beklagten zu Recht abgewiesen. Die angefochtenen Bescheide der Beklagten
beinhalten keinen rechtswidrigen Eingriff in die Rechte des KlÃ¤gers.

Das Sozialgericht hat zutreffend das Vorliegen der Voraussetzungen fÃ¼r eine
Sachentscheidung bejaht. Zu Recht hat es fÃ¼r die Klage den Rechtsweg zu den
Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit bejaht. Bei dem dadurch zwischen den
Beteiligten anhÃ¤ngig gewordenem Rechtsstreit handelt es sich um eine Ã¶ffentlich-
rechtliche Streitigkeit in Angelegenheiten der Ã¼brigen Aufgaben der
Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit im Sinne von Â§ 51 Abs. 1 SGG. Zwar wurden die von der
Beklagten gewÃ¤hrten und nunmehr vom KlÃ¤ger zurÃ¼ckgeforderten
FÃ¶rderungsleistungen nicht nach den Vorschriften des ArbeitsfÃ¶rderungsgesetzes
vergeben und stammten auch nicht aus den Mitteln der Arbeitslosenversicherung,
sondern aus dem Haushalt des Bundesministers fÃ¼r wirtschaftliche
Zusammenarbeit, jedoch ist die Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit mit der DurchfÃ¼hrung
der fÃ¼r das Reintegrationsprogramm Fach- und FÃ¼hrungskrÃ¤fte aus
EntwicklungslÃ¤ndern vorgesehenen beruflichen BildungsmaÃ�nahmen und der
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Vergabe der hierfÃ¼r anfallenden Forderungsleistungen beauftragt worden (vgl.
Richtlinien des Bundesministers fÃ¼r wirtschaftliche Zusammenarbeit fÃ¼r die
FÃ¶rderung der Wirtschaft in EntwicklungslÃ¤ndern durch ZuschÃ¼sse an
zurÃ¼ckkehrende Fach- und FÃ¼hrungskrÃ¤fte vom 16.04.1987, i. V. mit der 22.
Verordnung zur DurchfÃ¼hrung des Gesetzes Ã¼ber Arbeitsvermittlung und
Arbeitslosenversicherung vom 11.05.1967 â�� 22. DurchfÃ¼hrungs-VO und Â§Â§ 3
Abs. 5, 242 Abs. 3 AFG). Diese ZustÃ¤ndigkeitszuweisung im Sinne einer sonstigen
Aufgabe der Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit erfasst auch Entscheidungen Ã¼ber die
Aufhebung und Erstattung von FÃ¶rderungsleistungen (vgl. dazu im Ã�brigen BSG
vom 21.10.1999 â�� B 11 AL 25/99R -).

Nicht zu beanstanden ist auch, dass das Sozialgericht auf die Klage eine
Entscheidung in der Sache getroffen hat. Unter BerÃ¼cksichtigung des Ergebnisses
der Befragung der Zeugin A. S. ist es fehlerfrei davon ausgegangen, dass mangels
des Nachweises einer ordnungsgemÃ¤Ã�en Zustellung des Widerspruchsbescheides
an den KlÃ¤ger durch Niederlegung bei dem fÃ¼r die frÃ¼here Wohnanschrift des
KlÃ¤gers zustÃ¤ndigen Postamt die einmonatige Klagefrist bei Eingang des
Klageschriftsatzes beim Sozialgericht am 24.10.1996 noch nicht abgelaufen war.

Das mit der Berufung angegriffene Urteil des Sozialgerichts sowie die
angefochtenen Bescheide der Beklagten sind auch in der Sache nicht zu
beanstanden. Die im Berufungsverfahren vom Senat durchgefÃ¼hrte ergÃ¤nzende
tatsÃ¤chliche und rechtliche PrÃ¼fung hat Anhaltspunkte fÃ¼r eine
Rechtswidrigkeit dieser Entscheidungen nicht ergeben. Die fÃ¼r die angefochtenen
Bescheide der Beklagte maÃ�geblichen Rechtsgrundlagen hat das Sozialgericht in
den GrÃ¼nden des Urteils zutreffend benannt. Zur Vermeidung von
Wiederholungen wird insoweit darauf Bezug genommen (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Hiervon ausgehend hat die Beklagte entgegen der Ansicht des KlÃ¤gers zu Recht
mit den hier unmittelbar angegriffenen Bescheiden eine Aufhebung des
RÃ¼cknahme- und Erstattungsbescheides vom 18.03.1994 im Wege einer
Ã�berprÃ¼fung gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 1 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch â��
Verwaltungsverfahren (SGB X) abgelehnt. Dieser (Ausgangs-)Bescheid war nicht als
rechtswidrig zu beanstanden. Der nach Abschluss der von der Beklagten
gefÃ¶rderten Qualifikation (Bescheid vom 22.11.1991) innerhalb der nachfolgenden
12 Monate eingetretene Sachverhalt berechtigte vielmehr die Beklagte dazu, diese
LeistungsgewÃ¤hrung wegen Zweckverfehlung gemÃ¤Ã� Â§ 47 Abs. 2 SGB X zu
widerrufen. Dieses Widerrufsrecht ergibt sich, wie das Sozialgericht festgestellt hat,
zum einen aus Â§ 47 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 SGB X, weil die von der Beklagten mit dem
Bewilligungsbescheid vom 22.11.1991 rechtlich zulÃ¤ssigerweise verbundene
Auflage, mit welcher der KlÃ¤ger verpflichtet wurde, nach Abschluss der
QualifikationsmaÃ�nahme innerhalb von 12 Monaten in sein Heimatland
zurÃ¼ckzukehren oder in ein anderes Entwicklungsland auszureisen, nicht erfÃ¼llt
hat. Die Berechtigung der Beklagten, die GewÃ¤hrung der FÃ¶rderungsmittel mit
einer gesetzlichen Nebenbestimmung im Sinne einer Auflage (gemÃ¤Ã� Â§ 32 Abs.
2 Nr. 4 SGB X) zu verbinden, hat das Sozialgericht zutreffend dargelegt. Insoweit ist
im Hinblick auf die im Bewilligungsbescheid vorgenommene Bezeichnung als
"Bedingung" ergÃ¤nzend darauf hinzuweisen, dass im Falle einer Unklarheit, ob

                             7 / 10

https://dejure.org/gesetze/AFG/3.html
https://dejure.org/gesetze/AFG/3.html
https://dejure.org/gesetze/AFG/242.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/47.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/47.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/32.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/32.html


 

eine mit einem Verwaltungsakt getroffene Nebenbestimmung eine Bedingung oder
eine â�� fÃ¼r den Betroffenen in der Regel weniger belastende â�� Auflage
beinhaltet, grundsÃ¤tzlich von dem Regelungsinhalt auszugehen ist, von dem der
Adressat vom Standpunkt eines objektiven Betrachters vernÃ¼nftigerweise
ausgehen durfte. Im Ã�brigen ist im Zweifelsfalle die fÃ¼r den Betroffenen weniger
belastende Auslegungsweise, dies ist im VerhÃ¤ltnis zur (auflÃ¶senden) Bedingung
grundsÃ¤tzlich die Auflage, auszugehen (vgl. dazu Schroeder-
Printzen/Engelmann/Schmalz/Wiesner/von Wulffen, Kommentar zum SGB X, 3. Aufl.,
Â§ 32 Rdnr. 4, 16 m.w.N.). Dem Sozialgericht war auch darin zu folgen, dass der
Inhalt der dem KlÃ¤ger bei der LeistungsgewÃ¤hrung auferlegten Auflage
hinreichend bestimmt und verstÃ¤ndlich war. Die Bedeutung dieser Auflage ergab
sich einerseits bereits aus den dem KlÃ¤ger im Zusammenhang mit der
Antragstellung erteilten Hinweisen, seiner ihm in diesem Zusammenhang zur
Unterschrift vorgelegten und am 18.11.1991 auch unterzeichneten
TeilnehmererklÃ¤rung und schlieÃ�lich aus der im Bewilligungsbescheid
ausdrÃ¼cklich zum Bestandteil erklÃ¤rten und dem Bescheid beigefÃ¼gten Anlage
(mit den Nebenbestimmungen).

Bei diesem Sachverhalt konnte der Senat letztlich dahingestellt lassen, ob die
Beklagte entgegen der Auffassung des Sozialgerichts darÃ¼ber hinaus auch
gemÃ¤Ã� Â§ 47 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB X zum Widerruf der gegenÃ¼ber dem
KlÃ¤ger erlassenen FÃ¶rderungsentscheidung wegen Verfehlung des
FÃ¶rderungszweckes berechtigt war. In dem Bewilligungsbescheid vom 22.11.1991
wurde zweifach ausdrÃ¼cklich darauf hingewiesen, dass die ihm bewilligten
"personenbezogene(n) Leistungen zur Fortbildungs- und BeratungsmaÃ�nahmen"
der FÃ¶rderung der "RÃ¼ckkehr und berufliche(n) Eingliederung von
Ausbildungsabsolventen und Arbeitnehmern aus EntwicklungslÃ¤ndern" bestimmt
waren und erwartet werde, dass der LeistungsempfÃ¤nger nach Beendigung der
Fortbildung in sein "Heimatland oder ein anderes Entwicklungsland" zurÃ¼ckkehrt,
um dort einen Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung zu leisten. Bei einer mit
einer solchen Zielsetzung verbundenen, gefÃ¶rderten beruflichen Qualifikation kann
eine Zweckverfehlung im Sinne von Â§ 47 Abs. 2 Satz 2 SGB X nach Sinn und Zweck
dieser Regelung entgegen der vom Sozialgericht dargelegten Auffassung kaum
ausschlieÃ�lich darauf eingeschrÃ¤nkt werden, dass die Zweckverfehlung schon
wÃ¤hrend der FÃ¶rderungszeit offensichtlich wird. FÃ¼r die PrÃ¼fung und
Feststellung der Erreichung des FÃ¶rderungszweckes, nÃ¤mlich der RÃ¼ckkehr des
LeistungsempfÃ¤ngers in sein Heimatland, bzw. die Aufenthaltnahme in einem
anderen Entwicklungsland, muss vielmehr aus der Sicht des LeistungstrÃ¤gers auch
der in der Nebenbestimmung zur Bewilligung genannte Zeitraum nach Abschluss
der MaÃ�nahme einbezogen werden dÃ¼rfen (so wohl auch LSG Baden-
WÃ¼rtemberg vom 25.05.1994 â�� L 5 Ar 563/93). Der Senat musste insoweit
jedoch nicht abschlieÃ�end entscheiden, da die Berechtigung der Beklagten zum
Widerruf der FÃ¶rderungsgewÃ¤hrung bereits durch Â§ 47 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 SGB X
getragen wird.

Die mit der FÃ¶rderungsbewilligung an den KlÃ¤ger verbundene Auflage ist auch
nach ihrem Inhalt rechtlich nicht zu beanstanden. Insbesondere war sie geeignet,
den angestrebten FÃ¶rderungszweck zu sichern und war mit ihren Auswirkungen
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nicht unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig. UnabhÃ¤ngig davon, dass der KlÃ¤ger im Zeitpunkt
der Bewilligung der FÃ¶rderungsleistungen im November 1991 nicht verheiratet
war, so dass dabei hinsichtlich der Auflage ErwÃ¤gungen aus dem Gesichtspunkt
des Schutzes von Ehe und Familie (Artikel 6 Abs. 1 des Grundgesetzes -GG-) gar
nicht angestellt werden konnten, bedeutet diese Auflage inhaltlich auch keinen
Eingriff in die durch die spÃ¤tere EheschlieÃ�ung des KlÃ¤gers begrÃ¼ndete
verfassungsrechtliche Rechtsposition. Insoweit wird auf die zutreffenden
AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts verwiesen.

Auf Grund des Ergebnisses der im Berufungsverfahren durchgefÃ¼hrten eigenen
Ã�berprÃ¼fung war nach Ã�berzeugung des Senats auch die ErmessensausÃ¼bung
durch die Beklagte als rechtsfehlerfrei zu bestÃ¤tigen. In ErgÃ¤nzung der hierzu
vom Sozialgericht getroffenen Feststellungen war insoweit ergÃ¤nzend darauf
hinzuweisen, dass die Beklagte von einem Widerruf der Leistungsbewilligung im
Wege des Ermessens insbesondere nicht im Hinblick auf die politischen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse im Heimatland des KlÃ¤gers absehen musste.
BegrÃ¼ndete Anhaltspunkte fÃ¼r eine Unzumutbarkeit der RÃ¼ckkehr des
KlÃ¤gers in sein Heimatland auf Grund der 1992 und in den Folgejahren
herrschenden politischen und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse konnten den
hierÃ¼ber zur VerfÃ¼gung stehenden Informationsquellen (der Senat hat insoweit
die Angaben im Munzinger-Archiv, Landesteil Mosambique, herangezogen und zum
Gegenstand der ErÃ¶rterung im Entscheidungstermin gemacht) nicht entnommen
werden. Auch sonstige, einem Widerruf der Leistungsbewilligung durch die Beklagte
im Ermessenswege entgegenstehende gewichtige GrÃ¼nde sind von der Beklagten
bei ihren Entscheidungen nicht auÃ�er Betracht gelassen worden. Insbesondere
konnten derartige GrÃ¼nde nicht aus den vom KlÃ¤ger vorgetragenen, erfolglosen
BemÃ¼hungen um den Aufbau einer beruflichen Existenz in seinem Heimatland
abgeleitet werden. Selbst wenn davon abgesehen wird, dass sich diese Versuche
des KlÃ¤gers nach dessen eigenen Angaben entgegen der ihm mit dem
Bewilligungsbescheid erteilten Auflage lediglich auf sein Heimatland Mosambique
und nicht auf andere EntwicklungslÃ¤nder erstreckt haben, konnte auch im
Ã�brigen von nachweislichen, hinreichend nachhaltigen BemÃ¼hungen des
KlÃ¤gers nicht ausgegangen werden. Insbesondere war hierbei zu beachten, dass
innerhalb des fÃ¼r den Widerruf maÃ�geblichen Zeitraumes von 12 Monaten nach
Abschluss der MaÃ�nahme auch nach dem eigenen Vorbringen des KlÃ¤gers
lediglich ein einmaliger Besuch seines Heimatlandes (zwischen Ende Oktober und
27.11.1992) stattgefunden hat. Zu diesem Zeitpunkt war der KlÃ¤ger Ã¼berdies
nach seinem eigenen Vorbringen der Auffassung, wegen einer angemessenen
Aufrechterhaltung der kurz zuvor mit einer Deutschen eingegangenen Ehe in
Deutschland verbleiben zu mÃ¼ssen, konnte also gar nicht ernsthaft eine Ausreise
aus Deutschland anstreben. Die erst im Klageverfahren geltend gemachten
weiteren Reisen nach Mosambique in den Jahren 1994 bis 1997 sind dann erst nach
Ablauf der 12-Monats-Frist, und insbesondere auch erst nach AusÃ¼bung des
Widerrufs durch die Beklagte und Einleitung des RÃ¼cknahme- und
Erstattungsverfahrens, durchgefÃ¼hrt worden. Auch die vom KlÃ¤ger nicht bereits
wÃ¤hrend der Teilnahme, sondern erst im Verlauf des Klage- bzw. des
Berufungsverfahrens gegen die Geeignetheit der ihm bewilligten
QualifizierungsmaÃ�nahme vorgetragenen Einwendungen kÃ¶nnen bereits im
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Hinblick auf den zeitlichen Ablauf nicht zu der Feststellung eines
Ermessensfehlgebrauches durch die Beklagte fÃ¼hren. Im Ã�brigen steht diese
nachtrÃ¤gliche Kritik des KlÃ¤gers an dem Inhalt und der DurchfÃ¼hrung dieser
MaÃ�nahme im Widerspruch zu dem von der Beklagten vorgelegten Ergebnis der
Ã�berprÃ¼fung durch die Arbeitsgruppe Entwicklung und FachkrÃ¤fte gGmbH
(Bericht an die ZAV vom 04.02.2000) im Widerspruch und kÃ¶nnen nicht als belegt
angesehen werden.

Da nach alldem eine tatsÃ¤chliche oder rechtliche Fehlerhaftigkeit der
angefochtenen Bescheide der Beklagten nicht festzustellen war, musste der
Berufung des KlÃ¤gers der Erfolg versagt bleiben.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten folgt unter BerÃ¼cksichtigung des
Verfahrensausganges aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 08.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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